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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter Wie ist der Sachstand der Prüfung, wie den Inter- 

Schreiner essen einbürgerungswilliger iranischer Staats- 

(SPD) bürger mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 

Deutschland Rechnung getragen werden kann? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 24. August 1989 

Unsere Botschaft in Teheran ist angewiesen worden, den Fragenkomplex 
mit der neuen Regierung der Islamischen Republik Iran umgehend aufzu- 
nehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordnete 

Frau 

Conrad 

(SPD) 


Wie hoch waren in den Jahren 1983 bis 1988 die 
Ausgaben der Länder und Gemeinden für Aus- 
und Übersiedler? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. August 1989 

Länder und Gemeinden erbringen Aufwendungen für Aus- und Übersied- 
ler in eigener Zuständigkeit. Der Bundesregierung liegen daher für den 
genannten Zeitraum keine genauen Zahlenangaben vor. 


3. Abgeordnete 

Frau 

Conrad 


(SPD) 


Wie stellte sich 1988 die Verteilung der Aussied- 
ler und Übersiedler auf die einzelnen Bundeslän- 
der im Vergleich zur Bevölkerungszahl dar? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. August 1989 

Die Verteilung der Aussiedler und Übersiedler auf die Länder im Jahr 
1988 ergibt sich aus der nachfolgenden Übersicht. Die Einwohnerzahlen 
der Länder sind nach dem Stand der Fortschreibung vom 30. September 
1988 zur letzten Volkszählung angegeben. Der Schlüssel zur Verteilung 
der Aussiedler und Übersiedler auf die Länder wurde vom Bundesrat in 
der bis heute gültigen Fassung am 21. Dezember 1962 festgelegt. 
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Aussiedler- und Übersiedlerzahlen 1988 
hier: prozentualer Anteil zur Bevölkerungszahl je Bundesland 


Land 

Aus- 

siedler 

in 

% 

Über- 

siedler 

in 

% 

Gesamt- 
verteilunq 
in % 

Sollzahl % 
Bundesrats- 
schlüssel . 

Bevölkerung 
am 30. 9. 1988 

Anteil an 

Gesamtbevölkerunq 

in% 

Schleswig- 

Holstein 

1 767 

0,9 

859 

2,2 

1,1 

1,8 

2 562 927 

4,16 

Hamburg 

3 762 

2,0 

1 074 

2,7 

2,1 

3,1 

1 599 951 

2,60 

Niedersachsen 

15 564 

8,2 

2 766 

6,9 

8,0 

8,2 

7 177 990 

11,65 

Bremen 

2 004 

1,1 

477 

1,2 

1,1 

1,2 

661 019 

1,07 

Nordrhein- 

Westfalen 

84 377 

44,3 

6 982 

17,5 

39,6 

31,7 

16 840 411 

27,34 

Hessen 

15 560 

8,2 

4 027 

10,1 

8,5 

8,5 

5 557 590 

9,02 

Rheinland- Pfalz 

8 344 

4,4 

1 369 

3,4 

4,2 

4,9 

3 650 009 

5,93 

Baden- 

Württemberg 

28 435 

14,9 

7 005 

17,6 

15,4 

16,9 

9 408 347 

15,28 

Bayern 

19 181 

10,0 

6 155 

15,5 

11,0 

13,2 

11 022 951 

17,90 

Saarland 

1 186 

0,6 

200 

0,5 

0,6 

2,5 

1 053 374 

1,71 

Berlin (West) 

10 402 

5,4 

8 918 

22,4 

8,4 

8,0 

2 058 203 

3,34 

Gesamt: 

190 582 

100 

39 832 

100 

100 

100 

61 592 772 

100 
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4. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


5. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


Auf Grund welcher zwingenden gesetzlichen 
Ermächtigung wiesen Beamte des Bundesgrenz- 
schutzes am Bahnhof Büchen laut Bericht der Ber- 
gedorfer Zeitung vom 1. August 1989 am Sams- 
tag, dem 29. Juli 1989, gegen 3.00 Uhr, das Ehe- 
paar M., polnischer Staatsangehörigkeit, auch 
dann noch aus, als den Beamten durch das einla- 
dende Ehepaar W., bundesdeutscher Staatsange- 
hörigkeit, sowohl in der Grenzschutzstelle Gudo 
als auch andernorts angeboten wurde, die für ein 
Besucher- Visum notwendigen 3 000 DM für die 
Aufenthaltsdauer von vier Wochen zu hinter- 
legen bzw. vorzustrecken, und warum wurde 
nicht die nahe beiliegende Bahnhofsmission ge- 
nutzt, statt der durchgeführten „Zwangsüber- 
nachtung" in einer Gefängniszelle? 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Beamten 
des Bundesgrenzschutzes noch pflichtgemäß 
gehandelt haben und die Menschenwürde des 
Ehepaares M. achteten, indem sie durch ihr Vor- 
gehen ein mehrmaliges Erbrechen bei der sich 
auch äußerlich erkennbar im siebten Schwanger- 
schaftsmonat befindlichen Frau M. während ihres 
wenige Stunden dauernden Aufenthaltes in der 
Bundesrepublik Deutschland bewirkten und - als 
das Ehepaar W. bei der Abschiebung am Bahnhof 
Büchen präsent war, um die notwendigen 3 000 
DM vorzustrecken - „zwei der drei Grenzbe- 
amten handgreiflich . . . " wurden und die Ehe- 
leute M. zum Zug (Bergedorfer Zeitung vom 
1. August 1989, Schwarzenbek-Seite) drängten? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 22. August 1989 

Das in den Fragen genannte polnische Ehepaar erschien am 27. Juli 1989 
gegen 20.20 Uhr bei der Grenzschutz stelle Büchen-Bahnhof. Beide Ehe- 
leute waren im Besitz von Sichtvermerken mit dem Zusatz „Tourist" , aus- 
gestellt von der deutschen Botschaft in Warschau am 17. Juli 1989 und gül- 
tig für die Zeit vom 18. Juli bis 18. August 1989. 

Polnische Reisende mit einem Sichtvermerk dieser Art müssen auch an der 
Grenze einen Devisennachweis in Höhe von 50 DM für jeden Tag der Gel- 
tungsdauer des Sichtvermerks führen. 

Der „Touristen "-Eintrag hatte zur Folge, daß den Eheleuten bei der Ein- 
reise am 27. Juli 1989 der erforderliche Devisennachweis abverlangt 
wurde, den sie selbst nicht zu erbringen vermochten. Dadurch riefen sie 
bei den Grenzkontrollbeamten den Verdacht hervor, sie hätten die Touri- 
stensichtvermerke unter Vorspiegelung falscher Tatsachen erlangt oder 
aber ihre - später behauptete - Eigenschaft als Besuchsreisende absicht- 
lich der deutschen Auslandsvertretung verschwiegen, um die erforder- 
liche vorherige Einschaltung der zuständigen Ausländerbehörde durch 
den Einladenden zu umgehen. Daß die Eheleute tatsächlich als Besuchs- 
reisende kamen und auch die vorgeschriebene ausländerbehördliche 
Bescheinigung rechtzeitig beigebracht war, war der Grenzbehörde 
weder bekannt noch haben die Reisenden dies vorgetragen. 

Sollte die Ausstellung eines „Touristen "-Sichtvermerks an Stelle eines 
„Besucher "-Sichtvermerks auf ein Versehen der deutschen Botschaft in 
Warschau zurückzuführen sein, so bedauert die Bundesregierung dieses 
Versehen zutiefst. 
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Sie weist aber mit Nachdruck den Vorwurf zurück, die Grenzschutzbeam- 
ten hätten die Würde der polnischen Staatsangehörigen mißachtet und 
seien handgreiflich geworden. Die vorübergehende Unterbringung im 
Gewahrsamsraum der Grenzschutzstelle Gudow bei geöffneter Tür und 
freien Bewegungsmöglichkeiten innerhalb der Diensträume - ähnlich 
einem Verweilaufenthalt im Transitbereich eines Flughafens - ergab sich 
aus der Zurückweisungsentscheidung gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 6 in Verbin- 
dung mit § 18 Abs. 1 Satz 2 des Ausländergesetzes. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 

(CDU/CSU) 


Ist nach Auffassung des Bundesministeriums der 
Justiz ein Einsatz der Bundeswehr im Rahmen 
von UN-Friedensoperationen verfassungsrecht- 
lich zulässig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 23. August 1989 

Die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung zur Frage der ver- 
fassungsrechtlichen Zulässigkeit eines Einsatzes der Bundeswehr ün Rah- 
men von UN-Friedensorperationen ist noch nicht abgeschlossen. Ich bitte 
Sie daher um Verständnis, daß ich dieser Meinungsbildung nicht vor grei- 
fen möchte und Ihnen daher insoweit keine Einzelheiten mitteilen kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie hoch wäre das Steuerausfallvolumen, wenn 
der steuerliche Grundfreibetrag auf das Existenz- 
minimum von rund 12 000 DM im Jahr angeho- 
ben würde (vgl. „BILD am Sonntag" vom 9. Juli 
1989)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. August 1989 

Eine Anhebung des steuerlichen Grundfreibetrages auf 12 000/24 000 
DM (led./verh.) würde zu Mindereinnahmen in einer Größenordnung von 
35 Mrd. DM führen. 


8. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß das „Baukindergeld" nach 
§ 10 e Einkommensteuergesetz in bestimmten 
Fällen für Erweiterungsmaßnahmen an beste- 
henden Häusern, die keinen neuen Wohnraum 
schaffen (z. B. Bau einer zweiten Garage), in An- 
spruch genommen werden kann, und wie können 
solche „Verwendungen" des Baukindergeldes 
gegebenenfalls verhindert werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. August 1989 

Die Steuerermäßigung nach § 34 f EStG für Kinder wird gewährt, wenn die 
Steuervergünstigung des § 10 e EStG für zu eigenen Wohnzwecken ge- 
nutzte Objekte in Anspruch genommen wird. 

Zu den begünstigten Objekten gehören auch Ausbauten und Erweiterun- 
gen an einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten Wohnung (§ 10 e Abs. 2 
EStG). 

Da § 10 e Abs. 2 EStG an die Vorgängerregelung des § 7 b EStG anknüpft, 
kann auch die nachträgliche Erstellung von Garagen als Ausbau oder Er- 
weiterung angesehen werden. 

Nimmt der Steuerpflichtige für eine später errichtete zweite Garage die 
Steuervergünstigung des § 10 e EStG in Anspruch, steht ihm zwar die 
Steuerermäßigung nach § 34 f EStG zu, gleichzeitig führt diese Entschei- 
dung aber zu einem Objektverbrauch mit der Folge, daß er ein weiteres 
Objekt nicht mehr steuervergünstigt anschaffen oder herstellen kann. 

Im Hinblick hierauf stimmen die Vertreter der obersten Finanzbehörden 
der Länder mit der Bundesregierung darin überein, daß sich ein gesetzli- 
cher Ausschluß der Begünstigungen von Garagen sowie anderen Fällen 
eines baurechtlich anerkannten Ausbaus oder Erweiterung, bei denen nur 
geringe Aufwendungen anfallen, nicht empfiehlt. 


9. Abgeordneter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wie hoch waren in den Jahren 1969, 1979 und 
1989 in den jeweiligen Haushaltsentwürfen der 
Bundesregierung die Ausgaben, die Steuerein- 
nahmen und die Nettokreditaufnahmen? 


10. Abgeordneter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Mit welchen Zuwachsraten waren in den Jahren 
1969, 1979 und 1989 in den Haushaltsentwürfen 
der Bundesregierung die Ausgaben, die Steu- 
ereinnahmen und die Nettokreditaufnahmen 
gegenüber den jeweiligen Vorjahren gestiegen? 


11. Abgeordneter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wie hoch waren in den Jahren 1969, 1979 und 
1989 der jeweilige Anstieg der Verbraucher- 
preise und die Ist-Zahlen (absolut) für Ausgaben, 
Steuereinnahmen und Nettokreditaufnahmen 
des Bundeshaushalts? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. August 1989 


Die gewünschten Angaben sind in der folgenden Übersicht zusammen- 
gestellt. Ist-Werte für das Jahr 1989 sind erst nach Ablauf des Jahres 
verfügbar. 



1969 

1979 

1989 

1. Regierungsentwurf 
des Bundeshaushalts^) 

Ausgaben (Mrd. DM) 

82,4 

204,6 

288,2 

Veränderung gegenüber 

Soll des Vorjahres in v. H. 

+ 7,4 

+ 8,4 

+ 4,6 

Steuereinnahmen 
(Mrd. DM) 

73,6 

159,5 

234,0 


ohne Nachträge 
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1969 

1979 

1989 

Veränderung gegenüber 

Soll des Vorjahres in v. H. 

+ 10,9 

+ 6,4 

+ 7,7 

Nettokreditaufnahme 
(Mrd. DM) 

3,6 

35,5 

32,0 

Veränderung gegenüber 

Soll des Vorjahres in v. H. 

- 37,6 

-K 15,2 

- 18,4 

2. Ist-Ergebnisse 

des Bundeshaushalts 




Ausgaben (Mrd. DM) 

82,3 

203,4 

• 

Steuereinnahmen 
(Mrd. DM) 

78,6 

166,1 

m 

Nettokreditaufnahme 
(Mrd. DM) 

^ 0,0 

25,6 

• 

3. Lebenshaltungskosten 




Veränderung gegenüber 

Vorjahr in v. H. 

+ 1,9 

+ 4,2 

• 


12. Abgeordneter Welche Gründe waren für die Festsetzung eines 

Schreiner Stichtages für die rückwirkende Steuervergünsti- 

(SPD) gung von Kat-Kleinwagen ausschlaggebend, und 

was spricht gegen seine ersatzlose Streichung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. August 1989 

Nach dem geltenden Verkehrsrecht können schadstoffarme Personen- 
kraftwagen mit einem Hubraum von weniger als 1 400 Kubikzentimetern 
nur als „bedingt Schadstoff arm Stufe C" eingestuft werden. Auf die Art der 
Abgasreinigungstechnik kommt es dabei nicht an. Das Halten eines sol- 
chen Kleinwagens ist gemäß § 3 c Kraftfahrzeugsteuergesetz schon jetzt je 
nach Hubraumgröße zwischen 15 und 21 Monaten von der Kraftfahr- 
zeugsteuer befreit. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den gesetzgebenden Körperschaften 
eine Rechtsänderung vorzuschlagen, durch die die steuerliche Förderung 
von schadstoffarmen Personenkraftwagen auf Fahrzeuge mit geregeltem 
Dreiwege-Katalysator konzentriert wird, da dies die beste zur Zeit verfüg- 
bare Abgasreinigungstechnik ist. Für alle Personenkraftwagen bis zu 2,0 1 
Hubraum, die die strengen Normen der Anlage XXIII zur Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung erfüllen, ist eine befristete Steuerbefreiung 
vorgesehen, deren Wert im Verhältnis zu einem nicht schadstoffreduzier- 
ten Fahrzeug etwa 1 100 DM ausmacht. Die Regelung soll nach Auffas- 
sung der Bundesregierung rückwirkend auf alle Kleinwagen ausgedehnt 
werden, die bereits jetzt ebenfalls diese Voraussetzungen erfüllen. Deren 
Steuerbefreiung verlängert sich damit auf 44 bis ßl Monate. Die bisher er- 
lassenen Steuerbescheide werden für bei Inkrafttreten des Gesetzes noch 
. zugelassene Fahrzeuge gegebenenfalls von Amts wegen auf die längere 
Steuerbefreiung umgestellt. 

13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die ab 1. Januar 1990 

Dr. Struck vorgesehene Regelung, daß die Beschäftigten in 

(SPD) der Automobilindustrie für die an sie gewährten 

Rabatte nicht nur Steuern, sondern auch Sozial- 
versicherungsbeiträge und Kirchensteuer zahlen 
müssen, wegen der erheblichen finanziellen Aus- 
wirkungen für die Betroffenen, auf die der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung hinge- 
wiesen worden ist (s. „Bild am Sonntag” vom 9. 
Juli 1989), ändern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. August 1989 

Die steuerliche Behandlung von Belegschaftsrabatten und deren finan- 
zielle Auswirkungen für die Betroffenen sind im Gesetzgebungsverfahren 
zur Steuerreform ausführlich erörtert worden. Wesentliche neue Gesichts- 
punkte hat es seither nicht gegeben. Eine Änderung der beschlossenen 
Regelung ist nicht vorgesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


14. Abgeordneter 

Haack 

(Extertal) 

(SPD) 


Gibt es für die von KFZ-Haftpflicht-Versicherern 
geübte Praxis, Aussiedlern aus der Sowjetunion 
auf Grund von Erklärungen des Versicherungs- 
nehmers oder Dritten schadensfreie Zeiten zu 
gewähren, eine gültige Rechtsgrundlage? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 21. August 1989 

Die Einstufung des Versicherungsvertrages eines Aussiedlers aus der 
Sowjetunion in eine Schadenfreiheitsklasse der Kraftfahrzeug-Haft- 
pflichtversicherung ist in den Tarifbestimmungen (TB) nicht geregelt, da 
diese nur Regelungen für einen Versicherungswechsel zwischen inländi- 
schen Versicherern enthält. Trotzdem werden nach herrschender Praxis 
ausländische Schadenfreiheitszeiten anerkannt, wenn sie durch eine ver- 
gleichbare Bescheinigung des ausländischen Vorversicherers nachgewie- 
sen werden. 

Wegen der Schwierigkeiten für Aussiedler, in ihrem Heimatland zurück- 
gelegte schadenfreie Zeiten durch eine Bescheinigung des Vorversiche- 
rers nachzuweisen, ist vor Jahren eine Empfehlung des HUK-Verbandes 
ergangen, die in Ausnahmefällen Beweiserleichterungen zuläßt. Sie be- 
traf insbesondere die schon damals - wenn auch in wesentlich geringerer 
Zahl - aus osteuropäischen Ländern kommenden Aussiedler. Diese Emp- 
fehlung für Ausnahmefälle ist mit dem Bundesaufsichtsamt für das Versi- 
cherungswesen abgestimmt. Hiernach kann es als ausreichend angesehen 
werden, wenn der Nachweis durch eine amtliche Bescheinigung einer Be- 
hörde der Sowjetunion oder durch eine Erklärung des Versicherungsneh- 
mers glaubhaft gemacht wird. Die Versicherungsunternehmen sind gehal- 
ten, in eigener Verantwortung gründlich zu prüfen, ob die schadenfreie 
Zeit glaubhaft gemacht ist. Ein Rechtsanspruch besteht nicht. 


15. Abgeordneter 
Haack 
(Extertal) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, ent- 
sprechende Änderungen bei der KFZ-Haft- 
pflicht-Versicherung herbeizuführen, damit eine 
Gleichbehandlung bei der Gewährung schadens- 
freier Zeiten von eingesessenen Versicherungs- 
nehmern und Aussiedlern gewährleistet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 21. August 1989 

Der Bundesregierung liegen keine Hinweise vor, daß Aussiedler aus der 
Sowjetunion die Beweiserleichterung in größerem Umfang mißbräuch- 
lich verwenden. Sollte sich dies heraussteilen, wird die Bundesregierung 
darauf hinwirken, daß die Beweiserleichterung überprüft wird. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


16. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung an Hilfsmaßnah- 
men beim Weideabtrieb 1989 ergreifen, wenn die 
Interventionsmöglichkeiten von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaft (EG) nicht ausge- 
schöpft werden, da in anderen Ländern der EG 
möglicherweise ein höherer Marktpreis besteht, 
der den Durchschnitt gerade über der Auslöse- 
schwelle hält? 


17. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Auffüllung 
der Berlin- Reserve die Möglichkeit, die ihr das 
Parlament gegeben hat, auszuschöpfen, nämhch 
auch Marktpflege zu betreiben, indem sie für 
Vorderviertel nicht 70%, sondern 80% des 
Schlachtkörperwertes festsetzt? 

Was wird die Bundesregierung tun, um Druck auf 
die Kommission auszuüben, sofort die private 
Lagerhaltung für Rindfleisch einzuführen und 
eine zum Weltmarktpreis passende Exporterstat- 
tung zu beschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 23. August 1989 


1. Beim Weideabtrieb 1989 werden - wie in den letzten Wochen - 
staatliche Ankäufe für Fleisch von männlichen Rindern in Form von 
Ausschreibungen durchgeführt, wenn die Marktpreise im Durch- 
schnitt der Gemeinschaft unter der Auslöseschwelle von 88% des 
Interventionspreises und der nationale Marktpreis unter der Auslöse- 
schwelle von 84% bleiben. 

Ergänzend dazu hat die Bundesregierung die EG -Kommission zuletzt 
mit Schreiben vom 16. August 1989 nachdrücklich gebeten, so schnell 
wie mögüch eine Beihilfeaktion für die private Lagerhaltung von 
Fleisch von männlichen Rindern durchzuführen, um die Situation auf 
dem deutschen Rindfleischmarkt zu verbessern. 

Als weitere Hilfsmaßnahme wird die Bundesanstalt für landwirtschaft- 
liche Marktordnung (BALM) während der Weideabtriebszeit ca. 
9200 t Vorderviertel für die Herstellung von Konserven für die Berlin- 
Bevorratung zu Festpreisen ankaufen, die der Entwicklung der Markt- 
preise regelmäßig angepaßt werden. 

2. Auf der Basis eines Haushaltsvermerks des Deutschen Bundestages 
kann die BALM mit Zustimmung des Bundesministeriums für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten für den Ankauf von Rindervierteln 
zur Berlin-Bevorratung am Marktpreis orientierte Festpreise festlegen. 
Davon wird Gebrauch gemacht werden. Es ist geplant, den Ankaufs- 
preis für Vorderviertel wie bisher von dem amtlich notierten Hälften- 
preis für Jungbullen Handelsklasse R 3 (4. DVO) abzuleiten und dabei 
einen Koeffizienten von 0,70 zu verwenden. Dieser Koeffizient ent- 
spricht nach den vorliegenden Erfahrungen den Marktverhältnissen. 
Aus haushalts- und beihilferechtlichen Gründen muß der Ankaufs- 
preis auf dem Niveau des Marktpreises liegen. 

Der vorhergehende Ankauf von Vordervierteln vom 24. April 1989 bis 
14. Juli 1989 hat gezeigt, daß bei einem Koeffizienten von 0,70 große 
Mengen angedient wurden und deshalb das Gesamtangebot insge- 
samt um rund 27 % gekürzt werden mußte. 
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3. Die Bundesregierung wird weiter mit Nachdruck die EG -Kommission 
drängen, die private Lagerhaltung umgehend einzuführen. Ange- 
sichts einer wachsenden Rindfleischnachfrage in Drittländern und 
einer um 245% gegenüber dem Vorjahr gestiegenen Gesamtmenge 
von bisher erteilten deutschen Ausfuhrlizenzen (155 500 t) erscheinen 
Erhöhungen bei den Exporterstattungen zur Zeit nicht durchsetzbar. 

Die Bundesregierung hat alle realistischen Vorkehrungen getroffen, 
damit auch der Weideabtrieb 1989 in einem günstigen Umfeld abgewik- 
kelt werden kann. 

Was hält nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Kommission davon ab, die Ernte Schätzung der 
Wirtschaft von 158 Mio. t Getreide in der Europäi- 
schen Gemeinschaft zu übernehmen, damit 
schon während der Ernte die Mitverantwor- 
tungsabgabe nicht abgerechnet werden muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 24. August 1989 

Die EG-Kommission hat sich bei den Beratungen des Agrarrates am 24./ 
25. Juh 1989 über eine Aussetzung der zusätzhchen Mitverantwortungs- 
abgabe nicht imstande gesehen, eine Erntefeststellung vorzunehmen, 
weil die Schätzungen zu dieser Zeit erfahrungsgemäß noch sehr unsicher 
sind. Der Schätzfehler kann mehrere Millionen Tonnen nach unten oder 
oben betragen und ist zu einem großen Teü durch das noch frühe 
Wachstumsstadium bei Mais bedingt. Auch im August ist eine zuverläs- 
sige Ernteschätzung auf EG-Ebene noch nicht möglich. 

Nach der Verordnung des Rates über die Gemeinsame Marktordnung für 
Getreide muß die EG-Kommission vor dem 1. März feststellen, ob die 
Getreideerzeugung des laufenden Wirtschaf tjahres die garantierte 
Höchstmenge überschritten hat oder nicht. Dieser Termin wurde ange- 
sichts der Schwierigkeiten einer frühen Erntefeststellung bestimmt. Die 
EG-Kommission legt ihrer Ernteermittlung Daten des Statistischen Amtes 
der EG zugrunde, die auf offiziellen Angaben der Mitgliedstaaten beru- 
hen. Diese können von Schätzungen der Wirtschaftsverbände abwei- 
chen. 


19. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung die ihr seit An- 
fang des Jahres vorliegenden Ergebnisse der 
Forschungsaufträge über den möglichen Zusam- 
menhang zwischen Anbau von sogenanntem 
„Null-NulT'-Raps und Wildsterben veröffentli- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 15. August 1989 

Die vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(BML) geförderten Forschungsvorhaben zur Klärung des Zusammen- 
hangs von „Null-Null" -Raps- Anbau und Hasensterben wurden nicht be- 
reits zu Beginn des Jahres, sondern erst bis Mai 1989 weitgehend abge- 
schlossen. Deren Ergebnisse und die Ergebnisse der nachstehend erwähn- 
ten Forschungen zum möglichen Rehwildsterben wurden mit allen Betei- 
ligten in einem Symposium erörtert. 

Nach erfolgter intensiver Abstimmung zwischen den Wissenschaftlern 
und den betroffenen Fachreferaten des BML ist die Veröffentlichung eines 
zusammenfassenden Berichts für Mitte August vorgesehen. 
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21. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung bisher ver- 
schwiegen, daß nach den Forschungsergebnis- 
sen der Anbau von „Null-Null" -Raps unter be- 
stimmten Bedingungen zu einem Rehsterben 
führen kann, und welche Konsequenzen ge- 
denkt die Bundesregierung aus diesen Erkennt- 
nissen zu ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 15. August 1989 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 
hat seinerseits keine Forschungsvorhaben zum Zusammenhang von 
„Null-Null" -Raps- Anbau und Rehwildsterben gefördert. Diese Vorhaben 
wurden von dritter Seite durchgeführt (Tierärztliche Hochschule Hanno- 
ver, Veterinärmedizinische Universität Wien) und sind bereits publiziert. 

Da diä Forschungsergebnisse den Verdacht verstärkt haben, daß langfri- 
stige einseitige Aufnahme von „Null-Null" -Raps für Rehwild tödlich ist, 
werden folgende Maßnahmen ergriffen: 

- Das BML wird an die Bundesländer herantreten mit der Bitte, durch die 
landwirtschafthche Beratung darauf hinzuwirken, daß durch Wahl der 
Fruchtfolge und der Anbauorte das Äsungsangebot für Wildtiere mög- 
lichst vielseitig und abwechslungsreich gestaltet wird. Mit einer Aus- 
weitung der Raps- Anbaufläche ist im Trend der nächsten Jahre nicht zu 
rechnen. 

- Mittelfristig ist eine Entspannung der Situation auch durch die 1988/89 
erstmalig angebotene Stillegung von Ackerflächen bzw. die Auffor- 
stung bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen zu erwarten, wo- 
durch ein reichhaltigeres Äsungsangebot für Wildtiere entstehen kann. 
Auch die seit 1989 angebotene Extensivierung kann einen Beitrag dazu 
leisten. 

- Nach Klärung der Wirkungsketten kann unter längerfristigen Gesichts- 
punkten mit Hilfe der Pflanzenzüchtung auf Raps- Sorten hingearbei- 
tet werden, die als Äsung für Wildtiere weniger attraktiv sind. 

- Im Herbst und Winter 1989/90 sollen die Fragebogenaktion und der 
daran anknüpfende Forschungsauftrag „Beweissicherung" wie in den 
beiden vergangenen Jahren durchgeführt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


22. Abgeordneter 

Dr. Kübler 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es 
im Falle des Munitionslagers der US-Armee im 
Viernheimer Wald heute noch militärische Grün- 
de gibt, die bisherige Praxis aufrechtzuerhalten, 
keine Auskunft darüber zu geben, ob im Viern- 
heimer Wald auch chemische Waffen lagern, oder 
teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
es sich nur noch um einen Entsorgungsfall und 
damit um eine Frage des Umweltschutzes han- 
delt? 


23. Abgeordneter 

Dr. Kübler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Gefähr- 
dungspotential der Bevölkerung und der Umwelt 
einschließlich des Grundwassers durch den Zu- 
stand der gelagerten chemischen Waffen und 
beim Abtransport der chemischen Waffen? 
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24. Abgeordneter 

Dr. Kühler 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, mir als dem zu- 
ständigen Wahlkreisabgeordneten den Zugang 
zu dem Munitionslager der US-Armee im Viern- 
heimer Wald zur Information über die dort lagern- 
den Waffen und ihren Zustand zu ermöglichen, 
und ist sie bereit, dasselbe für den Landrat des 
Kreises Bergstraße als untere Verwaltungsbe- 
hörde für den Wasserschutz und den Unfall- und 
Katastrophenschutz und dem Bürgermeister der 
Stadt Viernheim zu ermöglichen? 


25. Abgeordneter 

Dr. Kühler 

(SPD) 


Wie sehen die zeitlichen, technischen und organi- 
satorischen Pläne der Bundesregierung und der 
US-Armee für einen gefahr- und schadlosen Ab- 
transport der C-Waffen aus den C-Waffendepots 
in der Bundesrepublik Deutschland aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 15. August 1989 

Die in der Bundesrepubhk Deutschland gelagerten chemischen Waffen 
der USA sind in einwandfreiem Zustand. Sie sind lager- und auch trans- 
portsicher. Von ihnen geht keine Gefährdung für die Bevölkerung oder 
für die Umwelt aus. 

Seit ca. 2 Jahren ist eine Interministerielle Kommission der Bundesregie- 
rung damit beschäftigt, gemeinsam mit der Regierung der USA den Abzug 
der chemischen Waffen sorgfältig und umfassend zu planen. Der Sicher- 
heit der Bevölkerung und dem Schutz der Umwelt kommen dabei überra- 
gende Bedeutung zu. Diese Planung wird aller Voraussicht nach noch in 
diesem Jahr abgeschlossen werden können. Die durch die Lagerung und 
den Abtransport betroffenen Landesregierungen sind eingeschaltet und 
wirken an der Erarbeitung der Abzugsplanung mit. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß die Bundesregierung die von allen bis- 
herigen Bundesregierungen geübte Informationspolitik hinsichtlich der 
Lagerorte nuklearer und chemischer Waffen nicht ändern wird. Zum einen 
ist sie durch Bündnisabsprachen gebunden; zum anderen ist die Geheim- 
haltung eine wichtige Voraussetzung für einen störungsfreien, reibungs- 
losen und sicheren Abtransport der chemischen Waffen. 

Der Bürgermeister der Stadt Viernheirn und der Landrat des Kreises Berg- 
straße haben sich mit ähnlichen Anliegen an den Bundesminister der Ver- 
teidigung gewandt. Ich werde ihnen in ähnlicher Weise antworten. 

Zugang zu dem von Ihnen angesprochenen US-Munitionslager im Viern- 
heimer Wald kann ich Ihnen leider nicht ermöglichen. Die zur Wahrneh- 
mung deutscher Belange in den entsprechenden Einrichtungen den deut- 
schen Stellen zustehenden Befugnisse wird die Bundesregierung auch 
künftig selbst wahrnehmen. 


26. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus- Maier 


(SPD) 


Welche Ausgaben sind im Bundeshaushalt 1989 
und im Regierungsentwurf 1990 für Übungs- und 
Ausbildungsmunition der Bundeswehr und für 
die Betriebsstoffe vorgesehen, und wie verteilen 
sich diese Ausgaben auf die einzelnen Teilstreit- 
kräfte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 23« August 1989 

Für Übungs- und Ausbildungsmunition der Bundeswehr sind 1989 Auf- 
wendungen in Höhe von rund 800 Mio. DM, für 1990 in Höhe von rund 
870 Mio. DM vorgesehen. Diese Beträge setzen sich zusammen aus 
Kosten für neu zu beschaffende spezifische Ausbildungsmunition sowie 
Kosten für zur Ausbildung benötigte Gefechtsmunition - vorwiegend aus 
dem Verteidigungsvorrat, der in Höhe der Entnahmen wieder aufgefüllt 
werden muß. 


Von den Gesamtbeträgen entfallen auf die Teilstreitkräfte: 



1989 

1990 

- Heer 

680 Mio. DM 

760 Mio. DM 

- Luftwaffe 

60 Mio. DM 

50 Mio. DM 

- Marine 

60 Mio. DM 

60 Mio. DM 


Die Ausgabenentwicklung für die Jahre bis 1989 hatte ich Ihnen mit 
Schreiben vom 10. April 1989 mitgeteilt (Drucksache 11/4353). 

Der Aufwuchs 1990 ist erforderlich, weil der Ausbildungs- und Übungs- 
betrieb bei den vergleichsweise niedrigen Ansätzen 1989 nur durch 
Eingriffe in die notwendigen Bestände sichergestellt werden kann, die im 
kommenden Jahr entsprechend zu ergänzen sind. Ferner führt die höhere 
Zahl von Wehrübungen zu einem höheren Obungsverbrauch. 

Für Betriebsstoffe der Bundeswehr sind 1989 Ausgaben in Höhe von rund 
464 Mio. DM verfügbar (davon noch 50 Mio. DM qualifiziert gesperrt). 
Für 1990 sind 498 Mio. DM vorgesehen. 


Von diesen Gesamtbeträgen entfallen auf die Teilstreitkräfte: 



1989 

1990 

- Heer 

138 Mio. DM 

159 Mio. DM 

- Luftwaffe 

238 Mio. DM 

244 Mio. DM 

- Marine 

78 Mio. DM 

85 Mio. DM 

- ziviler Bereich 

10 Mio. DM 

10 Mio. DM 


Der Aufwuchs ist nur scheinbar. Die zur Aufrechterhaltung des Ausbil- 
dungs- und Übungsbetriebs erforderliche Gesamtmenge 1990 hat sich 
gegenüber der für 1989 veranschlagten Menge nicht verändert. Der 
Haushaltsansatz 1989 ist aber im Interesse einer beschleunigten Entwick- 
lung eines Tiefflugsimulators Tornado um 50 Mio. DM reduziert worden. 


27. Abgeordneter 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen hat nach Auffassung der 
Bundesregierung das Urteil (Az.: 827/81) des 
Verwaltungsgerichtes Darmstadt, das militäri- 
sche Tiefflüge mit Strahlflugzeugen in der Höhe 
unter 300 Meter verbietet, weil dies zur Auf- 
rechterhaltung der Verteidigungsfähigkeit nicht 
zwingend erforderlich sei, für die gesamte Bun- 
desrepublik Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 23. August 1989 

Die Bundesregierung hat gegen das Urteil Berufung eingelegt. Über 
Konsequenzen wäre erst nach Rechtskraft zu entscheiden. 
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28. Abgeordneter 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung das für Sommer 1989 
angekündigte Tiefflug-Gesamtkonzept vorlegen 
und darin sowohl das o. g. Urteil berücksichtigen 
als auch den dritten Tief flug-freien Tag in der 
Woche realisieren, der am Anfang dieses Jahres 
vom Bundesminister der Verteidigung in die Prü- 
fung genommen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 23. August 1989 

Der Bundesminister der Verteidigung beabsichtigt, im September 1989 
den angekündigten Tief flugbericht vorzulegen. 

Einzelmaßnahmen werden diesem Bericht zu entnehmen sein. 


29. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß bei der Wehrbereichsverwal- 
tung III Pläne bestehen, auf dem im Land- 
schaftsschutzgebiet liegenden Truppenübungs- 
platz „Auberg'' in Mülheim an der Ruhr Gebäu- 
de zu errichten, in denen Bundeswehrsoldaten 
den „Häuserkampf" trainieren sollen? 


30. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Wie viele dieser Gebäude sollen errichtet wer- 
den und in welcher Bauweise? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 15. August 1989 

Auf dem Standortübungsplatz Auberg in Mülheim an der Ruhr ist - wie 
auf allen Standortübungsplätzen der Bundeswehr - der Bau von zwei 
Übungshäusern vorgesehen. Diese sollen als witterungsbeständige Roh- 
bauten errichtet werden. Ein Gebäude soll eine Grundfläche von etwa 
12 X 8 m mit Keller-, Erd-, einem Ober- und Dachgeschoß, das andere eine 
Grundfläche von etwa 10 x 4,5 m mit Erd- und Dachgeschoß umfassen. 

Diese Gebäude sollen außer für die Ausbildung im Häuserkampf für das 
Einrichten von Beobachtungsstellen, Gefechtsständen, Fernmeldever- 
mittlungen und -schaltstellen, Truppenverbandsplätzen und Versor- 
gungspunkten sowie für die Ausbildung im Brand- und ABC- Schutz (mit 
Simulationsmitteln ohne schädliche Auswirkungen) verwendet werden. 


31. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Sind über diese Pläne Abstimmungsgespräche 
mit der Stadt Mülheim an der Ruhr erfolgt; wenn 
ja, mit welchem Ergebnis? 


32. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung auch dann an ihren 
Plänen festhalten, wenn sich - wie bereits jetzt 
absehbar - hiergegen massiver Protest aus der 
Bevölkerung richten wird, zumal der Auberg zu 
den wichtigsten Naherholungsgebieten der 
Stadt Mülheim an der Ruhr zählt und meiner 
Ansicht nach Sinn und Zweck des Bundeswehr- 
vorhabens in keiner Weise vermittelbar sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 15. August 1989 

Baumaßnahmen der Bundeswehr - hierzu verpflichtet der Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit - werden nur durchgeführt, wenn und 
soweit sie zur Erfüllung ihres Auftrages erforderlich sind. Dies gilt auch für 
den Bau der beiden Übungshäuser auf dem Standortübungsplatz Auberg. 

Die Bundeswehr bemüht sich dabei, den zivilen Belangen soweit wie mög- 
lich Rechnung zu tragen. Um dies zu erreichen, werden zivile Planungs- 
träger frühzeitig an der Planung beteiligt. Deshalb haben - obwohl die für 
den Standortübungsplatz Auberg vorgesehenen Übungshäuser erst in 
späteren Jahren gebaut werden sollen - bereits jetzt informatorische Ge- 
spräche zwischen dem zuständigen Finanzbauamt und der Stadt Mülheim 
an der Ruhr über das Vorhaben stattgefunden. Diese werden zu gegebe- 
ner Zeit fortgeführt. Daneben wird auch die Öffentlichkeit in geeigneter 
Weise über das Vorhaben informiert. Es ist davon auszugehen, daß die 
dem Bauvorhaben entgegengebrachte Besorgnis dadurch ausgeräumt 
werden kann. Der von Ihnen erwartete massive Protest wäre also gegen- 
standslos. 


33. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wann und wie 
oft gefährliche Militärtransporte auf den Auto- 
bahnen A 4 und A 45, die den Großbereich Sie- 
gen- Wittgenstein berühren, rollen, und welche 
Informationen liegen der Bundesregierung vor, 
ob es im Rahmen solcher Militärtransporte zu 
gefährlichen Situationen gekommen ist? 


34. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rung, daß militärische Gefahrguttransporte im 
Interesse der Sicherheit auf unseren Straßen 
- ähnlich wie bei zivilen Sprengstofftranspor- 
ten - nicht mehr unangemeldet und unbeobach- 
tet durchgeführt werden dürfen, und welche an- 
deren Maßnahmen - wie etwa die Möglichkeit 
einer Gefahrgutkontrolle - sieht die Bundesre- 
gierung, damit Unfälle bzw. Unfallfolgen (wie 
z. B. der verunglückte US-Raketentransporter 
bei Würzburg am 13. März 1989) verhindert bzw. 
gemildert werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 23. August 1989 

1. Militärische Gefahrguttransporte werden nach den Bestimmungen für 
die Beförderung gefährlicher Güter durchgeführt. Eine generelle Mel- 
depflicht für Transporte gefährlicher Güter auf der Straße besteht 
nicht. Daher liegen der Bundesregierung auch keine Informationen 
über den Umfang von militärischen Gefahrguttransporten auf den 
Autobahnen A 4 und A 45 im Großbereich Siegen-Wittgenstein vor. 
Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse dar- 
über vor, daß es im Rahmen von militärischen Gefahrguttransporten in 
dem angesprochenen Raum zu gefährlichen Situationen gekommen 
wäre. 

2. Für die Beförderung bestimmter gefährlicher Güter auf der Straße ist 
entsprechend der Gefahrgutverordnung Straße - GGVS (§ 7 GGVS) 
eine Erlaubnis erforderlich. Diese Erlaubnis wird für entsprechende 
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Transporte der Bundeswehr durch die zuständige Verkehrskomman- 
dantur unter Beachtung der geltenden Sicherheitsvorschriften für den 
Einzelfall erteilt. Bei Gefahrguttransporten der alliierten Streitkräfte 
tritt an die Stelle der Erlaubnis nach § 7 GGVS der Beförderungsauf- 
trag der zuständigen Behörde der Truppe. Gef ahrguttransp orte der 
Bundeswehr und der alliierten Streitkräfte unterliegen der Kontrolle 
der zuständigen Polizei, wobei entsprechend den Empfehlungen des 
Bundesministers für Verkehr die Gefahrguttransporte der alliierten 
Streitkräfte in Form gemeinsamer Kontrollen - durch Vertreter der 
alliierten Streitkräfte und der Polizei - überprüft werden. Bei dieser 
Sachlage ist aus Gründen der Sicherheit eine Meldepflicht für Gefahr- 
guttransporte nicht erforderlich. 


35. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung weitere Informationen 
über die Notlandung eines US-Hubschraubers 
vom Flugplatz Wiesbaden-Erbenheim am Wies- 
badener Autobahnkreuz wegen - nach Presse- 
berichten des Wiesbadener Kuriers vom 26. Juli 
1989 - starken Regens bekannt, aus denen u. a. 
der Typ des US-Hubschraubers, nähere Um- 
stände oder auch der eventuell entstandene 
Sachschaden hervorgehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 15. August 1989 

Ein Hubschrauber vom Typ UH-60 der amerikanischen Streitkräfte führte 
am 25. Juli 1989 gegen 18.00 Uhr Ortszeit eine Sicherheitslandung durch, 
da ein Weiterflug wegen der Wetterverhältnisse nicht geboten war. Die 
Landung erfolgte innerhalb der Kontrollzone des Flugplatzes Wiesbaden 
in der Nähe der Autobahn. Es bestand Funkkontakt zwischen dem Hub- 
schrauber und dem Flugplatz Wiesbaden. Der Hubschrauber setzte seinen 
Flug nach Wetterbesserung etwa 30 Minuten nach der Landung fort. 

Bei der Sicherheitslandung entstand kein Schaden. 

Dieses Verfahren entspricht den geltenden Bestimmungen. Sowohl das 
Luftverkehrsgesetz wie die entsprechenden militärischen Vorschriften 
sehen für Drehflügler eine Außenlandung vor, wenn der Weiterflug aus 
Wettergründen nicht möglich ist. 


36. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine unmittelbare Gefährdung der Autofahrerin- 
nen und Autofahrer auf dieser stark befahrenen 
Autobahn auszuschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 15. August 1989 

Der Hubschrauber führte eine kontrollierte Landung durch. Es bestand zu 
keinem Zeitpunkt eine Gefährdung von Verkehrsteilnehmern auf der 
Autobahn. 

Wenn allein durch den Flug oder eine kontrollierte Landung eines Hub- 
schraubers in der Nähe einer Autobahn eine Gefährdung von Verkehrs- 
teilnehmern gegeben wäre, müßten alle Flüge von Polizei-, Verkehrs- 
überwachungs- und Rettungshubschraubern in diesem Bereich untersagt 
werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


37. Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Warum dynamisiert die Bundesregierung nicht 
das Kindergeld - wie die Renten - durch eine 
jährliche Aufstockung um den Lohnzuschlag (vgl. 
„BILD am Sonntag" vom 9. Juli 1989)? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 21. August 1989 

Einer Dynamisierung der Kindergeldsätze stehen allgemeine finanzwirt- 
schaftliche Gründe entgegen; sie ist bisher von sämtlichen Bundesregie- 
rungen abgelehnt worden. Wegen der Weiterentwicklung des Familienla- 
stenausgleichs verweise ich u. a. auf die Wiedereinführung des Kindergel- 
des für junge Menschen ohne Ausbildungs- und Arbeitsplatz, die Einfüh- 
rung des Kindergeldzuschlags, die Erhöhung des Zweitkindergeldes, die 
Erhöhungen des steuerlichen Kinderfreibetrags, die Einführung und 
mehrfache Verlängerung von Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub, den 
Ausbau des Baukindergeldes. 


38. Abgeordnete 

Frau 

Conrad 

(SPD) 


Von welchen Annahmen zur Entwicklung der 
Geburtenrate und der Zahl der Kinder (insgesamt 
und nach Ordnungszahlen differenziert) geht die 
Bundesregierung bei der Berechnung der Kin- 
dergeldausgaben in den Jahren 1990 bis 1993 
aus? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 17. August 1989 

Was die voraussichtliche Entwicklung der Geburtenrate angeht, gibt es 
keine neuen Erkenntnisse, die eine Korrektur oder Präzisierung der Anga- 
ben zulassen, die der Parlamentarische Staatssekretär Pfeifer auf Ihre im 
Februar 1989 gestellte Frage (Arbeitsnummer 305) im Schreiben vom 9. 
März 1989 gemacht hat (Drucksache 11/4171, Seite 36). 

Den Kindergeldansätzen des Finanzplans 1989 bis 1993 liegen die Kinder- 
zahlen zugrunde, die - gegliedert nach Ordnungszahl - der Parlamentari- 
sche Staatssekretär Pfeifer Ihnen in dem genannten Schreiben mitgeteilt 
hat, erhöht um einen geringfügigen Zuschlag - drei bis vier v. H. für die 
Jahre 1990 und 1991, für die beiden folgenden Jahre weniger. 

Der Zuschlag erklärt sich im wesentlichen aus dem Hinzukommen von 
Aussiedler- oder Zuwandererfamilien. 


39. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung bisher 

Reimann unternommen, um Kinder vor den Gefahren cad- 

(SPD) miumhaltiger Malfarben und Knetmasse zu be- 

wahren, die nach Angaben von Kinderärzten 
doppelt soviel Cadmium enthalten wie Klär- 
schlamm (50 Milligramm gegenüber 20 Milli- 
gramm; vgl. „Der Tagesspiegel" vom 19. Juli 
1989) und von Kindern oft gegessen werden? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 22. August 1989 

Die Richtlinie 88/378/EWG über die Sicherheit von Spielzeug vom 3. Mai 
1989 sieht vor, daß im Hinblick auf den Schutz der Gesundheit der Kinder 
täglich eine Menge von höchstens 0,6 Mikrogramm (0,000 000 6 Gramm) 
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Cadminum infolge des Umgangs mit Spielzeug biologisch verfügbar sein 
darf. Die Ausgestaltung dieser Vorschrift erfolgt durch Europäische Nor- 
men (EN). Für Malfarben und Knetmassen für Kinder ist in der DIN EN 71, 
Sicherheit von Spielzeug, Teil 3, Chemische Eigenschaften, Stand Juli 
1989, ein Höchstwert von 50 Milligramm Cadmium pro Kilogramm bei 
Fingermalfarben und Knetmassen festgelegt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dieser Wert zu hoch ist, weil 
bei der Berechnung von einer zu geringen täglichen Aufnahmemenge an 
diesen Erzeugnissen durch Kinder ausgegangen wurde. Sie hat daher das 
Deutsche Institut für Normung aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß die 
EN 71 hinsichtlich der Fingermalfarben und Knetmassen überarbeitet 
wird. 


40, Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 

Reimann rung über die Gefahren und die Folgen vor, wenn 

(SPD) Kinder gutriechende Plastikimitationen von Le- 

bensmitteln (z. B. Radiergummis, die wie Lakritze 
aussehen, oder Plastikgummibärchen) verspei- 
sen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 22. August 1989 

Werden Spielwaren aus Kunststoff oder Teile davon auf Grund ihres Aus- 
sehens oder ihres Geruches von Kindern mit Lebensmitteln verwechselt 
und verzehrt, so besteht je nach Zusammensetzung des Kunststoffes die 
Gefahr, daß die verschluckten Teile im Magen-Darm-Trakt durch Heraus- 
lösen von Inhaltsstoffen verspröden und innere Verletzungen hervorrufen. 
Das Inverkehrbringen derartiger Erzeugnisse ist daher nach § 30 Nr. 4 des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes verboten. 


41. Abgeordneter 

Reimann 


(SPD) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über Hauterkrankungen bei Kindern vor, 
die sich mit hautunfreundlichen Filzstiften be- 
malt haben, und was gedenkt sie zum Schutz der 
Kinder zu unternehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 22. August 1989 

Nach § 30 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes ist es ver- 
boten, Filzstifte als Spielwaren in den Verkehr zu bringen, die bei bestim- 
mungsgemäßem oder vorauszusehendem Gebrauch geeignet sind, die 
Gesundheit durch ihre stoffliche Zusammensetzung zu schädigen. Bisher 
sind nur einige wenige Fälle bekanntgeworden, in denen Filzstifte bei 
Kindern Hauterkrankungen augelöst haben sollen. Gleichwohl hat das 
Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit das 
Deutsche Institut für Normung gebeten, die Arbeiten für die Erstellung 
einer Europäischen Norm aufzunehmen, mit der unter Berücksichtigung 
des vorbeugenden Gesundheitsschutzes insbesondere bei Kindern die 
Anforderungen an die Zusammensetzung von Faser- und Filzschreibern 
festgelegt werden. Dabei könnten auch die Ergebnisse der Farbstoff-Kom- 
mission einfließen, die vom Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit Ende letzen Jahres gebeten worden ist, festzustel- 
len, welche Farbstoffe in kindergeeigneten Filzstiften verwendet werden 
können. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


42. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Zahlen bekannt, 

Dr. Rose inwieweit die deutschen Flüsse durch die unge- 

( CDU/CSU) reinigte Ableitung von Abwässern aus Fahrgast- 

schiffen belastet sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1989 

Nach einer aktuellen Ermittlung werden im gesamten Rheingebiet 
- einschließlich der Nebenwasserstraßen - von der Fahrgastschiffahrt (ca. 
90 000 m^/Jahr) ungereinigte Abwässer eingeleitet. Dies entspricht der 
Abwassermenge von etwa 1 740 Einwohnern. 

Die vergleichsweise geringen Einleitungen in die übrigen Bundeswasser- 
straßen sind der Bundesregierung zahlenmäßig nicht bekannt. 


43. Abgeordneter Hat oder plant die Bundesregierung ein Ent- 

Dr. Rose sorgungskonzept für Fahrgastschiffe auf den 

(CDU/CSU) Bundeswasserstraßen sowie für die Züge der 

Deutschen Bundesbahn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 

vom 16. August 1989 

1. Fahrgastschiff ahrt auf Bundeswasserstraßen 

Die Bundesregierung arbeitet zusammen mit Länderregierungen an 
einem Pilotprojekt für das Rheingebiet, das Grundlage für ein Gesamt- 
konzept zur Entsorgung der Binnenschiffahrt von Abfällen und Abwäs- 
sern werden soll. In dieses Gesamtkonzept werden auch Abwasserein- 
leitungen aus der Fahrgastschiff ahrt einbezogen. Das Konzept soll 1990 
fertiggestellt sein und muß dann mit den übrigen Rheinanliegerstaaten 
in der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt und in der Internatio- 
nalen Kommission zum Schutze des Rheins vor Verunreinigungen 
international ab gestimmt werden. 

2. Entsorgungskonzept für Zug-Toüetten der Deutschen Bundesbahn (DB) 

Die herkömmlichen „offenen" Toiletten in Reisezugwagen der DB wer- 
den auch heute noch bei fast allen Eisenbahnen der Welt überwiegend 
verwendet. Die auf den Bahnkörper abgelassenen Fäkalien verotten 
durch Witterungseinflüsse relativ schnell. 

Dieses Verfahren ist nach wissenschaftlichen Erkenntnissen und ärzt- 
lichen Untersuchungen sowohl in seuchenhygienischer als auch in 
bakteriologischer Hinsicht unbedenklich und mit den Bestimmungen 
des Abfallbeseitigungsgesetzes vereinbar. 

Eine ästhetisch einwandfreie Lösung der Fäkalienbeseitigung ist nur 
mit „geschlossenen" Toilettensystemen zu erzielen. Die DB hat für alle 
neuen, im künftigen Hochgeschwindigkeitsverkehr eingesetzten Fahr- 
zeuge die Ausrüstung mit einem „geschlossenen" Toilettensystem vor- 
gesehen (Frischwasser-Druckspültoilette mit Unterdruckabsaugung). 
Das ausgewählte System arbeitet ohne chemische Zusatzstoffe. Die 
Abwässer aus den Fahrzeugsammelbehältern dieser Anlagen können 
daher ohne Vorbehandlung in die örtliche Kanalisation für Schmutz- 
wasser eingeleitet werden und stellen insofern weder eine Gefährdung 
der menschlichen Gesundheit noch eine Umweltbelastung dar. 
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44. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


Wie weit sind die Planungen für den Bau der 
Umgehungsstraße der Bundesstraße 251 für 
Wolfhagen/Istha (Landkreis Kassel) gediehen, 
und wann ist voraussichthch mit dem Beginn der 
Baumaßnahme zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. August 1989 

Die Planung für die Umgehungsstraße Wolfhagen/Istha im Zuge der 
B 251/B 450 ist mit den Beteiligten vor Ort abgestimmt. Die hessische Stra- 
ßenbauverwaltung ist bemüht, das Planfeststellungsverfahren noch 1989 
einzuleiten. Sobald das Verfahren rechtsbeständig abgeschlossen ist, 
kann mit dem Bau begonnen werden; dies ist frühestens im Jahre 1991 zu 
erwarten. 


Wie weit sind die Planungen für den Bau der 
Kurvenbegradigung der Bundesstraße 251 im 
Bereich der Zierenberger Stadtteile Burghasun- 
gen und Oelshausen (Landkreis Kassel) gedie- 
hen, und wann ist voraussichtlich mit dem Be- 
ginn der Baumaßnahmen zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. August 1989 

Die hessische Straßenbauverwaltung erarbeitet zur Zeit die Planfeststel- 
lungsunterlagen. Mit der Einleitung des Verfahrens ist voraussichtlich 
noch 1989 zu rechnen; der rechtsbeständige Abschluß des Verfahrens 
bleibt zunächst abzuwarten. Das Projekt ist vom Land Hessen aus den vom 
Bund zur Verfügung gestellten Globalmitteln zu finanzieren. Zum jetzi- 
gen Zeitpunkt können noch keine Aussagen über einen möglichen Baube- 
ginn getroffen werden. 


45. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


46. Abgeordneter 
Lintner 
(CDU/CSU) 


Welche Reste an Schadstoffen können bei der 
Verwendung von Steinkohle in einem Heizkraft- 
werk auch durch eine moderne Rauchgasent- 
schwefelungsanlage nicht beseitigt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 22. August 1989 

Bei den in der Bundesrepublik Deutschland betriebenen Rauchgasent- 
schwefelungsanlagen kommen in ca. 90% aller Fälle Naßwaschverfahren 
auf Kalkbasis zur Anwendung, bei denen neben dem SO 2 auch Dichlo- 
ride und Fluoride sowie die restlichen Staubpartikel weitgehend ausge- 
waschen werden. 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung schreibt als S02-Emission- 
begrenzung für mit Steinkohle gefeuerte Heizkraftwerke über 300 MW 
Feuerungswärmeleistung einen Emissionswert von max. 400 mg/m^ und 
einen Emissionsgrad von max. 15% vor. 
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Bei einem mittleren Schwefelgehalt der deutschen Steinkohle von ca. 
1,1% (= ca. 2 000 mg/m^ SO 2 im Rohgas) wird der Emissionsgrad zum 
emissionsbegrenzenden Kriterium, d. h., die SO 2 - Konzentration im Abgas 
darf 300 mg/m^ nicht überschreiten. In Anbetracht des strengen Meß- und 
Beurteilungsverfahrens in der Großfeuerungsanlagen- Verordnung (kein 
Tagesmittelwert innerhalb eines Jahres darf diese Konzentration über- 
schreiten und kein V 2 -Stundenmittel innerhalb eines Jahres den doppel- 
ten Wert) liegt die tatsächliche S02-Abgaskonzentration unterhalb des 
Grenzwertes. 


47. Abgeordneter Welches sind die entsprechenden Werte bei der 

Lintner Verwendung von Erdgas? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 22. August 1989 

Bei mit Erdgas gefeuerten Großfeuerungsanlagen darf entsprechend der 
Verordnung die S02-Konzentration im Abgas 35 mg/m^^ nicht überschrei- 
ten. Auch hier liegt die tatsächliche Konzentration im Abgas unterhalb 
dieses Grenzwertes. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


48. Abgeordneter 
Schäfer 
(Offenburg) 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 21. August 1989 

Die Deutsche Bundespost beschäftigt mehr als 550 000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Nach den vor dem 1. Juli 1989 in der Öffentlichkeit, aber 
auch insbesondere im Mitarbeiterkreis engagiert geführten Diskussionen 
erwarteten die meisten Beschäftigten eine weitere objektive und sachli- 
che Information über das Poststrukturgesetz und die sich aus ihm ergeben- 
den Folgen. Diese Erwartung wurde untermauert durch Wünsche aus 
Direktionen und Ämtern. 

Die im Gesetz enthaltenen neuen Regelungen wurden in einer Broschüre 
allgemein verständlich und mit ihren Auswirkungen auf die derzeitigen 
Verhältnisse aufbereitet. Außerdem wurden in einem Argumenter für 
häufig gestellte Fragen aus Kundenkreisen Diskusionshilfen gegeben. 

Der Versand an die Privatadresse kommt dem Wunsch zahlreicher Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter entgegen, sich auch außerhalb des Arbeits- 
platzes im Kreis der Familie über berufliche Angelegenheiten informieren 
zu können. 


49. Abgeordneter Welche Konten entstehen der Deutschen Bundes- 

Schäfer post durch diese Aktion, und aus welchem Titel 

(Offenburg) wird sie finanziert? 

(SPD) 


Weshalb verschickt der Bundesminister für Post 
und Telekommunikation an alle Beschäftigten 
der Deutschen Bundespost (DBP) an deren Privat- 
adressen auf Kosten der DBP eine Mappe mit Zu- 
satzinformationen in Sachen Postreform? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 21. August 1989 

Pro Mitarbeiter sind 2,98 DM auf ge wendet worden, die aus den für 
HR-Zwecke vorgesehenen Mitteln bei Titel 23 51 finanziert werden. 


Bonn, den 25. August 1989 
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